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1 Auftrag der KVF-N vom 31. Oktober 2016 

Im Zusammenhang mit der Diskussion zum Service-public-Bericht des Bundesrats hat die KVF-N der 
Verwaltung am 31. Oktober 2016 den Auftrag erteilt, in einem Bericht aufzuzeigen, mit welchen Mo-
dellen die Entwicklung von Service public-Angeboten ausserhalb der SRG finanziell, organisatorisch 
und rechtlich gestärkt werden könnten (z.B. mittels einer Reform der 2+2-Regel, höherer Gebührenan-
teile, eines angepassten Konzessionsverfahren usw.). Die entsprechenden Massnahmen sollen unter 
Gewährleistung von Medienqualität und publizistischer Unabhängigkeit getroffen werden. 

2 Aktuelle Förderung des regionalen Service public 

Heute werden die privaten lokal/regionalen Veranstalter wie folgt unterstützt:  

Seit dem 1.7.2016 beträgt der Gebührenanteil für die gebührenfinanzierten Lokalradios und Regio-
nalfernsehen jährlich 67,5 Millionen Franken. Davon fliessen 20,7 Millionen Franken zu den kommer-
ziellen Lokalradios, 4,8 Millionen Franken zu den komplementären Radios und rund 42 Millionen Fran-
ken zu den Regional-TV. Ferner kommt den kommerziellen Radios jährlich 1 Million Franken Berg-
hilfe zu. Die Regional-TV haben überdies Anspruch auf 2,5 Millionen Franken für die Untertitelung 
ihrer Informationssendungen. 

Aus den Überschüssen der Empfangsgebühren stehen den privaten Veranstaltern weitere 30 Millio-
nen Franken für die Technologieförderung zur Verfügung. Dieser Betrag wird bis voraussichtlich 
2024 abgebaut sein. Dazu kommen 10,5 Millionen Franken zur Förderung der Aus- und Weiterbil-
dung. Die Gelder werden seit August 2016 auf Gesuch hin ausbezahlt. Jährlich wird mindestens eine 
Million Franken gesprochen. 

3 Entwicklungsmöglichkeiten für private elektronische Medien 

3.1 Bereits bestehende oder angedachte Massnahmen 

Die Tabelle unter Ziffer 3.2 zählt die möglichen Massnahmen auf, welche mit Blick auf die Zielsetzung 
getroffen werden könnten. Vom Bundesrat oder vom UVEK als Konzessionsbehörde der privaten 
elektronischen Medien bereits angedacht und/oder kommuniziert worden sind:  

Liberalisierung der Verbreitung: Der publizistische Leistungsauftrag der lokal/regionalen Veranstal-
ter bezieht sich auf ihr Versorgungsgebiet gemäss Anhang 1 bzw. 2 zur RTVV. Die Verbreitung der 
Programme, die einst ebenfalls auf die Versorgungsgebiete beschränkt war, ist mit der Aufhebung von 
Art. 38 Abs. 5 RTVG vom 26. September 2014 aufgehoben worden. Seither können die Regional-TV 
sowie die via DAB+ verbreiteten konzessionierten Gebührenradios auch ausserhalb des Versorgungs-
gebiets verbreitet werden. 

Per 2020 soll der Gebührenanteils des regionalen Service public von 5 auf 6 Prozent erhöht wer-
den, d.h. von 67,5 auf 81 Millionen Franken. � Gestaffelte Erhöhung: von 4 auf 5% mit Inkrafttreten 
des teilrevidierten RTVG per 1.7.2016, die weitere Erhöhung um 1% nach Ablauf der Konzessions-
dauer, bzw. mit Blick auf die Neukonzessionierung oder Konzessionsverlängerung. Der Bundesrat hat 
den formellen Entscheid indes noch nicht gefällt. 
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3.2 Tabellarische Übersicht – Mögliche weitere Fördermassnahmen 

Die folgenden Massnahmen beziehen sich in erster Linie auf die kommerziellen Lokalradios und Regionalfernsehen.  

 Rechtliche Umsetzung Vorteile und Nachteile  
 

  

Massnahme Aufgrund 
RTVG 
möglich 

Anpassung 
RTVG bzw. Me-
diengesetz 

Vorteil Nachteil Kommentar Zeithorizont 

1 Spielraum der Medienunternehmen ausdehnen 
 

Aufheben der 2+2-Regel nein Revision Art. 44 
Abs. 3 

Ermöglicht Synergien in 
organisatorischer, perso-
neller und finanzieller Hin-
sicht. 
 

Zunahme der Medienkon-
zentration (Eigentümervielfalt 
sinkt). 
 
Schränkt potenziell die publi-
zistische Vielfalt ein. 
 
Schwächst kleine unabhän-
gige Veranstalter. 

Art. 44 Abs. 3 
RTVG wurde 
bei der letzten 
Revision per 
1.7.2016 aufge-
weicht (erlaubt 
Ausnahmen für 
die Einführung 
neuer Technolo-
gien). 

4 Jahre (sofern 
Umsetzung im 
Rahmen einer 
umfassenden 
Teilrevision er-
folgt) sonst: 2 
Jahre. 

Vergrössern der Versorgungs-
gebiete (VG) 

Ja für den 
Fall, dass 
nur die 
Verbrei-
tung der 
Pro-
gramme 
angespro-
chen ist. 

Ja für den Fall, 
dass die Aus-
dehnung der 
Versorgungsge-
biete drastisch 
vergrössert 
wird. 
Art. 39 Abs. 2 
Bst. a RTVG. 
 
Nein, sofern es 
sich um eine 

Vergrösserung des publi-
zistischen Versorgungsge-
biets:  
 
Sollte wie bisher die Über-
lappung von Versorgungs-
gebieten möglichst vermie-
den werden, würde dies 
bedeuten, dass künftig we-
niger Veranstalter als 
heute konzessioniert wür-
den. Es ist fraglich, ob dies 

Vergrösserung des publizisti-
schen Versorgungsgebiets: 
 
 
Widerspricht der tendenziell 
auf einer kleinräumigen Ver-
sorgung in lokalen/regionalen 
Gebieten beruhenden Kon-
zeption des heutigen RTVG. 
 
Noch grössere Versorgungs-
gebiete hätten zur Folge, 

Die Verbreitung 
der Regional-TV 
und der Pro-
gramme der ge-
bührenfinanzier-
ten Lokalradios 
via DAB+ ist be-
reits liberalisiert. 
Da sich der 
publizistische 
Leistungsauf-
trag indes auf 

1 Jahr, sofern 
RTVV-Änderung 
nötig, 4 Jahre, 
sofern Revision 
RTVG nötig. 
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geringere Aus-
dehnung han-
deln würde. 
Diesfalls wäre 
eine Revision 
der Anhänge 1 
und 2 der RTVV 
nötig. 
 

auch mehr kommerzielle 
Einnahmen für die verblei-
benden Veranstalter zur 
Folge hätte. 
 

dass die publizistische Abde-
ckung wahrscheinlich noch 
stärker zentrumsorientiert 
ausfallen würde. D.h. die In-
formationsleistungen für den 
lokal/regionalen Raum wür-
den eher abnehmen. 
 

die in der RTVV 
verankerten 
Versorgungsge-
biete bezieht, 
hätte eine Ver-
grösserung der 
Versorgungsge-
biete möglicher-
weise auch eine 
Erhöhung der 
Ausgaben für 
deren publizisti-
sche Abde-
ckung zur 
Folge. 

Massnahme Aufgrund 
RTVG 
möglich 

Anpassung 
RTVG bzw. Me-
diengesetz 

Vorteil Nachteil Kommentar Zeithorizont 

2 Mehr finanzielle Mittel 
 

Erhöhung der Gebührenanteile 
auf mehr als 6% des Ertrags 
der Empfangsabgabe 

nein Revision Art. 40 
Abs. 1 

Verbessert die finanzielle 
Situation der kommerziel-
len Veranstalter. 
 
Publizistische Anforderun-
gen könnten erhöht wer-
den (punkto Relevanz & 
Qualität der Information). 

Schwächung der SRG, sofern 
die zusätzlichen Gelder vom 
Gebührenanteil der SRG ab-
gezogen werden. 
 
Wirksamkeit auf dem Publi-
kums- und Werbemarkt frag-
lich. 

Klären, woher 
die zusätzlichen 
finanziellen Mit-
tel stammen.  
 
Allenfalls Prob-
leme der gebüh-
renfinanzierten 
Privatveranstal-
ter mit der 
rechtlichen Vor-

2 oder 4 Jahre 
 
(siehe oben) 
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gabe, den Be-
trieb zu 30% 
selber zu finan-
zieren (Art. 39 
Abs. 1 Bst. b 
RTVV). 

Massnahme Aufgrund 
RTVG 
möglich 

Anpassung 
RTVG bzw. Me-
diengesetz 

Vorteil Nachteil Kommentar Zeithorizont 

3 Kooperationen der privaten Regional-TV: Bildung von sprachregionalen Programmen mit regionalen Informationsfenstern 
 

Zusammenschluss der konzes-
sionierten Regional-TV nach 
Sprachregion. 
 
1 D-CH 
1 Romandie  
1 Tessin (nur 1 TV) 
 
Gemeinsames eigenfinanzier-
tes meldepflichtiges Mantel-
programm (ohne Leistungsauf-
trag und Gebührenanteil) kom-
biniert mit konzessioniertem re-
gionalen Informationsfenster 
für die Versorgungsgebiete 
(mit Programmauftrag und Ge-
bührengeldern) 

ja  Stärkt die Veranstalter in 
finanzieller und publizisti-
scher Hinsicht und damit 
wohl auch auf dem Publi-
kumsmarkt. 

Möglicherweise Personalab-
bau bei einzelnen Regional-
TV. 

Setzt Kooperati-
onswillen der 
einzelnen Ver-
anstalter vo-
raus. Der Auf-
wand der Ver-
anstalter würde 
steigen, weil sie 
eine getrennte 
Buchführung si-
cherstellen 
müssten. Denn 
das Mantelpro-
gramm dürfte 
nicht quersub-
ventioniert wer-
den.  

Sofort 
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Massnahme Aufgrund 
RTVG 
möglich 

Anpassung 
RTVG bzw. Me-
diengesetz 

Vorteil Nachteil Kommentar Zeithorizont 

4 Kooperation private konzessionierte Veranstalter mit SRG-Radio bzw. SRG-TV im Informationsbereich1 
 

Auf freiwilliger Basis: 
Regionalveranstalter produzie-
ren die Lokal-/Regionalinfos, 
sie übernehmen die nationalen 
und internationalen Nachrichten 
und Beiträge von der SRG 

ja  Regionale konzentrieren 
sich auf ihren Kernauftrag 
und ihre Kernkompetenz. 
 
Ressourcen sparen. 
 
Publizistische Qualität 
steigt. 

Setzt den Kooperationswillen 
aller voraus. 
 
Privatveranstalter verliert mit-
unter etwas von seinem un-
abhängigen Profil, wenn er 
Informationen der SRG in 
grossem Stil übernimmt. 

Es müssten für 
alle Beteiligten 
vernünftige 
Preise festge-
legt werden 
können. 

sofort 

Dito „verordnet“ 
Private wie SRG müssen im 
oben erwähnten Sinne koope-
rieren 
 
 

 ja Staatliche Regelung der 
einzelnen Modalitäten der 
Nachrichtenübernahme 
möglich. 

Würde für sich widersetzende 
Privatveranstalter zum Prob-
lem: ihnen würde die Über-
nahme fremder Programm-
teile gegen ihren Willen auf-
erlegt. 

 2 oder 4 Jahre 
 
(siehe oben Re-
visionen) 

 

                                                      

1 Kooperationen wären auch in anderen Bereichen – wie Unterhaltung und Sport – denkbar. Vgl. dazu auch den Bericht des Bundesrates zum Service public vom 
17. Juni 2016, Kapitel 14.2.3. 
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Massnahme Aufgrund 
RTVG 
möglich 

Anpassung 
RTVG bzw. Me-
diengesetz 

Vorteil Nachteil Kommentar Zeithorizont 

5 Aus- und Weiterbildung* 
 

Ausbau der Förderung Ja, Art. 76  Schnell umsetzbar Konkrete Förderung müsste 
definiert und die Veranstalter 
dazu motiviert werden.  
 
Das Parlament müsste den 
entsprechenden Kredit erhö-
hen. 

Finanzquelle 
von Art. 76 sind 
die allgemeinen 
Bundesmittel.  

1-2 Jahre  

Massnahme Aufgrund 
RTVG 
möglich 

Anpassung 
RTVG bzw. Me-
diengesetz 

Vorteil Nachteil Kommentar Zeithorizont 

6 Onlineförderung 
 

Onlineförderung 
Weg von Regional-TV hin zu 
Online-Plattformen > sprachre-
gionaler Zusammenschluss 
(siehe oben Massnahme 3) 

nein Neue Bestim-
mung zu On-
line-Förderung 

Vgl. Massnahme 3  
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Massnahme Aufgrund 
RTVG 
möglich 

Anpassung 
RTVG bzw. Me-
diengesetz 

Vorteil Nachteil Kommentar Zeithorizont 

7 Förderung einzelner Sendungen / Online-Rubriken von Veranstaltern, die heute keinen Service-public-Auftrag (d.h. keine Konzession) haben 
 

a) Finanzierung bestimmter 
Service-public- Sendungen von 
Radio- oder TV-Stationen, die 
bisher keinen Leistungsauftrag 
haben. 

nein Neue Bestim-
mung. Definie-
ren, was zu för-
dern wäre. 
Definieren, aus 
welcher Quelle 
die Finanzmittel 
kämen und wel-
chen Umfang 
sie hätten. 

Förderung von Service-
public-Inhalten ausbauen. 
 
Zukunftsgerichtet, bzw. an-
gepasst an die veränderte 
Mediennutzung. 
 
Erreichbarkeit von Jungen 
mit Service-public-Inhal-
ten. 
 

Administrativer Aufwand 
gross bei vielen bezugsbe-
rechtigten Service-public-An-
bietern. 
 
Problematik Programmauto-
nomie/Staatsunabhängigkeit. 
 
Verzettelung der Gebühren-
gelder > nicht effizient, wider-
spricht dem Gedanken des 
RTVG 2006 (Konzentration 
der Mittel etc.). 

Förderkriterien 
festlegen.  
 
Strengere publi-
zistische Krite-
rien. 
 
Finanzquellen 
und Umfang der 
Förderung un-
klar. 

4 Jahre 

b) Finanzierung bestimmter 
Service-public-Beiträge auf On-
line-Plattformen  

dito dito dito dito dito 
 

dito 
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Massnahme Aufgrund 
RTVG 
möglich 

Anpassung 
RTVG bzw. Me-
diengesetz 

Vorteil Nachteil Kommentar Zeithorizont 

8 Förderung des Qualitätsjournalismus 
 

Finanzierung eines Recherche-
fonds oder von Regionalkorres-
pondent/innen etc. 

Ev. Revi-
sion 
RTVG 
(falls Ge-
bühren Fi-
nanzquell
e sind) 

Neue Bestim-
mung (falls 
nicht Gebühren 
die Finanz-
quelle sind) 

Direkte Investition in den 
Qualitätsjournalismus. 

 Welche Finanz-
quelle? 
Welcher Um-
fang? 

Je nach Finanz-
quelle 

Massnahme Aufgrund 
RTVG 
möglich 

Anpassung 
RTVG bzw. Me-
diengesetz 

Vorteil Nachteil Kommentar Zeithorizont 

Massnahme der Branche 
 

Arbeitsbedingungen verbessern    Investition in die Branche 
 
Fluktuation verringern und 
Qualität verbessern 

   

 


